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1. Vorwort

DasSchleswig-Holsteinische Sondergericht in Kielhatte sich zum
erstenMal im Juli 1940 mit demDelikt „verbotenerUmgangmit
Kriegsgefangenen"zubeschäftigen:Eine 20jährigeFrau aus Meldorf
warangeklagt.Siehatte imFebruar 1940 geheiratet,und kurz darauf
war ihr Ehemann zur Wehrmacht eingezogen worden.Als sieeine
Freundinbesuchte, die bei einemBauern in Stellung war, lernte sie
einen dortbeschäftigtenpolnischen Kriegsgefangenenkennen. Sie traf
sich dannhäufig mit diesemMann,die beiden tauschten Zärtlichkei-
tenaus,undsie machte ihm Geschenke. Zu Ostern gab sie ihmein
Oktavheft mitGedichten und Geschichten,die sie— sodas Urteil—
„aus unzüchtigen Schriften" abgeschrieben hatte. Ob es zum
Geschlechtsverkehrzwischenbeiden gekommen war,konnte in der
Beweisaufnahmenicht festgestellt werden.Das Kieler Sondergericht
verurteilte die jungeFrau zu drei Jahren Zuchthaus.2 Kriegsgefange-
ne wie derPoleunterstanden in strafrechtlicher Hinsicht denKriegs-
gerichten.3

Zur „Rechtsprechung"der SondergerichtedesDrittenReiches liegt
eineFülle vonVeröffentlichungen4 vor, in denendasDelikt des„ver-
botenenUmgangsmit Kriegsgefangenen"kurz angerissenwird5,ohne
jedochzu hinterfragen, welche juristischenundpolitischen Absichten
die nationalsozialistischenMachthaber mit dieser Art von „Recht-
sprechung"verfolgten. Dieser Aufsatz will zum einendieseFrage
beantworten.Zum anderensolldie Frau als „Täterin"in ihrerdamals
als strafwürdig angesehenenBeziehung zu Kriegsgefangenenin
demographischerHinsicht beleuchtet werden, dennin derPerspekti-
ve als „Täterin"imDrittenReich sindFrauen — soweit überschau-
bar — noch nicht näher beschrieben worden.6

DieErstellung des statistisch-demographischenTeils dieserUnter-
suchungist erst möglichgeworden,weil das Schleswig-Holsteinische
Justizministerium seit 1992 ein am Institut für Schleswig-Holsteini-
sche Zeit- undRegionalgeschichte angesiedeltesProjekt zur Aufar-
beitung derAktendes Sondergerichts Kiel finanziell fördert.

1 Dieser Aufsatz erscheint in leicht ver-
änderter Formauch in den Schleswig-Hol-
steinischen Anzeigen,hrsg. vom Justizmi-
nister des Landes Schleswig-Holstein.
2 Landesarchiv Schleswig (LAS),Abt.
358 (Aktendes SondergerichtsKiel), Nr.
1588.

3 Polnische und sowjetische Kriegsge-
fangene wurdenaberauch „sonderbehan-
delt",d.h.der Gestapoüberstellt und von
dieser ermordet; vgl. K. Bastlein, Die
Aktendes ehemaligenSondergerichts Kiel
als zeitgeschichtliche Quelle,in: ZSHG
113(1988),S. 168 f.m.Anm. 11.
4 Als Beispieleseien genannt:H. Wül-
lenweber, Sondergerichte im Dritten
Reich. Frankfurt/Main 1990:Strafjustiz
im totalenKrieg, AusdenAkten des Son-
dergerichtsBremen 1940 bis 1945, bear-
beitet vonHans Wrobel, herausgegeben
vom Senator für JustizundVerfassungder
Freien HansestadtBremen,Bd. I,Bremen
1991, Bd. 2 (bearbeitetvonHans Wrobel
undHenningMaul-Backer) Bremen 1994.

5 WUllenweber,a.a.0.,S. 193: Strafju-
stiz imtotalenKrieg,Bd. 2, S. 262ff.* Vgl.die sogenannten Denunzianten-
fälle: Frauen, die im DrittenReichdenun-
zierthalten, wurdennach 1945 zum Teil
strafrechtlich hierfür zurVerantwortung
gezogen: I.Marßolek, Die Denunziantin,
Die Geschichte der Helene Schwärze!
1944-1947,Bremen (ohneJahresangabe);
K.-D. Godau-Schüttke, Ichhabe nurdem
Recht gedient — Die „Renazifizierung"
derSchleswig-Holsteinischen Justiznach
1945,Baden-Baden 1993, S. 97 f.;Klaus
Bastlein, Akten,a. a.0.,S. 176.

2. Zur EinführungSchon lange vor Beginndes Zweiten Weltkrieges hatte die national-
sozialistische Regierung alle ordnungspolitischenund volkswirt-
schaftlichen Maßnahmen für dieKriegsjahre treffen undauch in
GesetzenundVerordnungenniederlegen lassen.Einer der wichtigsten
Aspekte war dabei,auch während des Krieges dieEffektivität von
Rüstungsindustrie undLandwirtschaft zu sichern. Für die Organisa-
toren des Krieges war offenkundig, daß durchdie Einberufungen zu
Wehrmacht, MarineundLuftwaffe Arbeitskräfte in Rüstungs- wie
Lebensmittelproduktion verloren gehen würden, die aber wieder
ersetzt werdenmußten. Nebendem Einsatz vonZwangsarbeiterinnen
und Zwangsarbeitern— nach der nationalsozialistischen Sprachre-
gelungals sogenannteFremd-, Zivil- oder Ostarbeiterbezeichnet —
wardie Frage zu klären, was imkonkretenKriegsfall mit den zu
erwartendenKriegsgefangenenerfolgen sollte.7Sie wurdennachBe-
ginn des Krieges ebenfalls in der Landwirtschaft undRüstungsindu-
strie eingesetzt.Dadiese Gefangenen inunmittelbarem Kontakt mit
derBevölkerung lebten,ließ dienationalsozialistischeRegierungakri-
bischVerordnungenundErlasseausarbeiten,deren Stoßrichtung darin
bestand,den Umgangder deutschen Bevölkerungmit diesen Gefan-
genenso weit wie möglichzubeschränken.

7 Vgl.G.Hoch/R. Schwarz(Hg.), Ver-
schleppt zur Sklavenarbeit,Kriegsgefan-
gene und Zwangsarbeiterin Schleswig-
Holstein, AlvesloheundNützen 1985.
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Am 25.November 1939 erließ dieReichsregierung die „Verord-
nung zurErgänzungder Strafvorschriften zum Schütze der Wehrkraft
des deutschen Volkes".8 Diese sogenannte Schubladenverordnung— sobezeichnet,weil sieschon lange vorBeginndes ZweitenWelt-
krieges von der juristischenMinisterialbürokratie entworfen worden
war— bestimmte in § 4(verbotenerUmgangmit Kriegsgefangenen):

„ Wervorsätzlichgegeneine zur Regelungdes UmgangsmitKriegs-
gefangenen erlassene Vorschrift verstößt oder sonstmiteinemKriegs-
gefangenen in einer Weise Umgangpflegt, diedas gesunde Volks-
empfindengröblichverletzt, wird mit Gefängnis, in schwerenFällen
mit Zuchthausbestraft (Abs. 1). Beifahrlässigem Verstoß gegendie
zurRegelung des Umgangsmit Kriegsgefangenenerlassenen Vor-
schriften ist die Strafe HaftoderGeldstrafe bis zu einhundertfünfzig
Reichsmark (Abs.2)."

Am11. Mai 1940 wurdedieseBestimmung durchdie„Verordnung
über denUmgangmit Kriegsgefangenen"9 wie folgtergänzt:

„Sofern nichtein Umgangmit Kriegsgefangenendurch dieAus-
übung einerDienst- oderBerufspflichtoderdurcheinArbeitsverhältnis
derKriegsgefangenenzwangsläufigbedingt ist, istjedermann jegli-
cher Umgangmit KriegsgefangenenundjedeBeziehung zu ihnen
untersagt(§ 1Abs. 1).Soweit hiernach ein Umgangmit Kriegsge-
fangenen zulässig ist, ist eraufdas notwendigsteMaß zubeschrän-
ken (§ 1Abs. 2)."

Umdie strikteEinhaltung obiger Verordnungenauch sicherstellen
zu können,sah sich die nationalsozialistischeJustiz bemüßigt, den
Begriff „Kriegsgefangener" auszulegen,da während des Zweiten
Weltkrieges auch ausländische Zivilgefangene10 inRüstung undI^and-
wirtschaft beschäftigt waren.Das Reichsgerichtentschied 1940, daß
ausländische Zivilgefangene nicht unterdieobigenVerordnungen fal-
len würden, so daß die deutsche Bevölkerungmit diesen Umgang
pflegen durfte.Nach Ansicht des Reichsgerichtsbetraf § 4 derVer-
ordnung vom 25. November 1939 nur Kriegsgefangene, d. h. „im
KriegegefangeneSoldatenfeindlicher Staaten.

""
Was die oben zitierten Verordnungenaus Sicht derNationalsozia-

listen bezwecken sollten,kommt durch ein im Mai 1942 veröffent-
lichtesMerkblatt zum Ausdruck,das vom Oberkommandoder Wehr-
machtund vomReichsministerium für VolksaufklärungundPropa-
gandaausgearbeitetworden war:

„DieKriegswirtschafterfordertdenEinsatzaller zur Verfügung ste-
henden Arbeitskräfte. Deshalb werden die Kriegsgefangenen in vol-
lem Umfange in denDienstunserer Wirtschaft gestellt. Kriegsgefan-
genemüssen so behandelt werden,daß ihre volleLeistungsfähigkeit
derIndustrieundErnährungswirtschaftzugutekommt...DieBehand-
lungmuß streng,aberkorrekt sein.12...Kriegsgefangenegehörennicht
zurHaus- oderHofgemeinschaft, also auchnicht zur Familie. Sie
habenalsSoldaten ihresLandes gegenDeutschland gekämpft, sind
daherunsere Feinde. Wer sie besser behandeltals deutscheArbeits-
kräfte, wirdzumVerräter ander Volksgemeinschaft.

Deutsche Frauen,die inBeziehungen zuKriegsgefangenen treten,

schließen sich von selbst aus der Volksgemeinschaft aus underhal-
tenihre gerechteBestrafung. SelbstderScheineinerAnnäherungmuß
vermieden werden.

"
B

Parallel zudiesen administrativen Anordnungenhatte dasReichs-

» RGBI 19391, S. 2319.
9 RGBI 19401, S.769.
10 DenBegriff" des „feindlichen Zivilge-
fangenen" definierte das Reichsgericht
wiefolgt:„ManverstehtunterZivilgefan-
genschaftdie Festhaltung feindlicher Per-
sonen,die mit der Kriegsführung undder
bewaffnetenMachtdes Feindes in keiner
aktivenVerbindungstehen.... Nach § 3 der
VO über die Behandlungvon Ausländern
vom 5.9.1939(RGBI 19391, S. 1667) tref-
fen die PolizeibehördenalleAnordnungen
über denAufenthalt der Angehörigender
Feindstaaten, könnensie weiteren Be-
ihränkungen der persönlichen Freiheit
iterwerfen, insbesondere eine regel-
äßige Meldepflicht vorschreibenodersie
polizeilicheVerwahrung nehmen." (RG
18.7.1940, in: Deutsche Justiz. 1940, S.
13.)
Ebd.,S. 1013.
Angesichtsder Morde anHunderttau-
Jen vonrussischenKriegsgefangenen
ndieserTeil des Merkblattesnur als
seh bezeichnet werden, vgl. H.-U.
ner,Verführung undGewalt, Deutsch-
-1933-1945,Berlin 1986, S. 691f.
:röffentlicht in: RMinßl 1942, S.— enthalten in: LAS, Abt. 351
ralakten der Generalstaatsanwalt-
Ciel),Nr. 1555.DieWorte „Deut-
juen"sind auchim Originalher-
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Gerichtbereits 1940 diein § 4Abs.1 der Verordnungvom 25.Novem-
ber 1939 enthalteneFormulierung („ineiner Weise Umgangpflegt,
die das gesundeVolksempfinden gröblichverletzt") völkisch-pathe-
tisch ausgelegt:

„Ob ein Umgangmit Kriegsgefangenenvorliegt, der das gesunde
Volksempfindengröblichverletzt,ist nichtnurnachder ,Vertrautheit',
also dem Grade der Würdelosigkeit des Umgangeszu beurteilen;es
istdabeiauch die Gefahr zu berücksichtigen, dieerfür die Wehr-
kraft des deutschen Volkesnach sich ziehen kann, denndie Bestim-
mungdes §4 ... dient... vorallemdemSchütze derdeutschen Wehr-
kraft. Auchein indiesem Sinne gefährlicher UmgangmitKriegsge-
fangenenwirddas gesunde Volksempfindeneben wegendieserGefahr
gröblichverletzen können...DieFrage, obdie Handlungsweisedes
Tätersdas gesunde Volksempfinden gröblichverletzt,ist nicht... von
derEinstellungunddem Gesichtskreisdes Täters, sondernvomStand-
punktaller gesundund verantwortungsbewußt empfindenden Volks-
genossenaus zubeurteilen.

"'4
Aber nicht nur deutsche Staatsangehörigefielenunter die Strafan-

drohung des § 4 der Verordnung vom 25. November 1939.Diese
Strafbestimmung galtimProtektorat Böhmenund Mährenauch für
Personen,dienicht deutscheStaatsangehörigewaren (§ 6 der Ver-
ordnung).Nach der rassistischen „Verordnungüber die Strafrechts-
pflegegegenPolenundJuden"vom 4.Dezember 1941 — als Polen-
strafrechtsverordnungbezeichnet15 — fielen auchPolenund Juden
unter dieStrafandrohung des § 4der Verordnungvom 25.November
1939.So verurteilte dasSondergerichtKielam6. Januar 1943 eine 22
Jahre altePolin zudrei Jahren verschärftenStraflagers, weil ihr fol-
gendes nachgewiesen worden war: Sie unterhielt sich auf ihrer
ArbeitsstelleinLübeck mehrfach mit einemfranzösischenKriegsge-
fangenen,dermit ihr zusammenarbeitete. Sie ließ sich von dem Fran-
zosen auch mehrfach küssen. „Ob sie ihn wieder geküßt hat, hat...
nichtfestgestellt werdenkönnen.Weiterhinhat dieAngeklagtefür den
Kriegsgefangenenmehrfachdessen Wäschegewaschenundsich dafür
von ihmZigarettengebenlassen.

"'6
Damit sah dasGericht § 4Abs. 1 der Verordnungvom 25.Novem-

ber 1939 alserfüllt anund führte zur Strafzumessung weiter aus:
„Dennsie [dieAngeklagte] hatmiteinem Kriegsgefangenenin

einer Weise Umganggepflogen,die dasgesunde Volksempfindengröb-
lichst verletzte.Esfragt sich,obhier ein schwerer Fallvorliegt. Dies
ist zubejahen.DerUmstand,daß es sichbeiderAngeklagtenumeine
Ausländerin,insbesondere umeinePolin handelt,kennzeichnetdie Tat
als schweren Fall. Dennin den jetzigenKriegszeitenerscheintder
Umgangeiner solchenfremdländischenArbeiterinmit einemKriegs-
gefangenenbesonders gefährlich, da die Gefahr der Vornahme von
Durchstechereien besteht, und insbesondere bei einem solchen
UmgangdieGefahrbesteht, daß Spionagebetrieben unddem Kriegs-
gefangenenzur Flucht verholfen wird. DieStrafe istaus derPolen-
strafrechtsverordnung vom4. Dezember 1941zubestimmen. Eine
Strafe von 3Jahren verschärften Straflagers erschienzurErreichung
desStrafzweckes undzurSühne angemessen."

War der „Täter-bzw. Täterinnenkreis"des § 4 derVerordnung vom
25.November 1939 damit aufDeutsche,aufdie imProtektoratBöh-
menundMähren lebendeBevölkerungsowie aufPolenund Juden

14 RG v. 19.11.1940, in: DeutscheJustiz
1941,S. 138.
15 RGBI 1941,S. 759 ff. Diese Verord-
nung hieß korrekt: „Verordnung über die
Strafrechtspflegegegen Polenund Juden
in deneingegliederten Ostgebietenvom 4.
Dezember 1941".DieVO galt aber nicht
nurin den sog.eingegliedertenOstgebie-
ten, sondern auch im deutschen Reich
selbst (Ziffer XIV Abs. 1 der VO v.
4.12.1941). Die rassistische Stoßrichtung
derVOwirddurch Ziffer 111Abs.2deut-
lich: „AufTodesstrafe wirderkannt, wo
das Gesetz sie androht. Auch da, wodas
GesetzTodesstrafenicht vorsieht, wirdsie
verhängt, wenn die Tat von besonders
niedriger Gesinnungzeugt oderausande-
renGründen besonders schwer ist; in die-
sen Fällen ist Todesstrafe auch gegen
jugendliche Schwerverbrecherzulässig."" LAS,Abt.358,Nr. 5511.
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nach demausdrücklichen Gesetzestextbeschränkt,so hielten sich die
Sondergerichte desDritten Reiches — und damit auch dasjenige in
Kiel — nicht einmal an diese gesetzlicheVorgabe: Am 27. August
1943 verurteiltedas SondergerichtKieleineDänin wegenverbotenen
Umgangs miteinemKriegsgefangenenzu einer Zuchthausstrafevon
einem Jahr und 6Monaten.17 Damit lageinklassischer Fall von
Rechtsbeugungvor,dennkein Gesetz bestimmte,daß auchdänische
StaatsangehörigealsTäter/Täterinnenim SinnederVerordnung vom
25.November 1939galten.

Was wurde derDänin— beruhend aufihrem Geständnis— vor-
geworfen?Sie hatte an ihrem Wohn- undArbeitsort Pinnebergmit
einem französischenKriegsgefangeneneinLiebesverhältnis unter-
halten.Dasiebefürchtete, diese Beziehungkönnevon dendeutschen
Behördenaufgedeckt werden,versuchte sie,denKriegsgefangenen
zuüberreden, mit ihr in die Schweizzu fliehen,um dort ihre Bezie-
hungenweiteraufrecht erhalten zukönnen.Der Franzose lehnteeine
solche Flucht ab, weil er sie alsundurchführbar ansah.

Wie begründete das Gericht anhand diesesSachverhalts die Straf-
barkeit derDänin? Die Angeklagtehat

„miteinem Kriegsgefangenenin einer Weise Umgang gepflegt, die
das gesundeVolksempfinden gröblichverletzt, wobeies sichum einen
schweren Fallhandelt. Wenn auch von derAngeklagtenals Auslän-
derinnicht erwartetwerden konnte, daß sie den Umgangmit einem
Kriegsgefangenenals ehrlos empfand, so handelte es sich doch um
eine schwereBeeinträchtigungdeutscher Belange.Durch ihreBezie-
hungenzu dem Kriegsgefangenengerietdie Angeklagtenämlich in
ein Abhängigkeitsverhältniszu diesem, das leicht zum Schaden des
Reichs,insbesondere zur Spionage gebraucht werdenkonnte. Hier
haben die Liebesbeziehungenzu demErfolggeführt, daß dieAnge-17 LAS,Abt.358,Nr. 5832.

FranzösischeKriegsgefangene auf ei-
nemBauernhofim Kreis Pinneberg. Ih-
nen gegenüber hatte es die 20jährige
HausgehilfinMariechen K. „ von vorn-
herein an der gebotenen Zurückhal-
tungfehlen

" lassen, so das Sonderge-
richt. Auch die Herstellung dieses Fo-
tos durch die junge Frau war straf-
rechtlich relevant.
(LAS. Abt.3sB,Nr. 5454)
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klagte den KriegsgefangenenzurFlucht angeregthat,also auch zu
einererheblichen GefährdungdeutscherBelange."

ZurHöhedes Strafmaßes führte das Sondergerichtaus:
„BeiderBemessungderStrafe ist erwogenworden: DieAnge-

klagte, dieeinenausgesprochen triebhaftenEindruck macht, isterst
imMai1943 20Jahrealtgeworden.Zuihren Gunstenistdavon aus-
zugehen,daß sieganz vonihrerZuneigungbeherrscht worden istund
daß sie sich deshalbkeinerleiGedankendarüber gemacht hat, daß
durch ihrVerhaltendemReich Schadenzugefügt werdenkönnte.

"
Taten,die unter § 4 der Verordnungvom25. November 1939 fie-

len,kamen vor denSondergerichten zur Anklage,18 derenUrteile
sofortrechtskräftig wurden.Dabeikam denSondergerichten desDrit-
tenReichesdieAufgabe zu, „inKriegszeiten...Kampfund Geistder
Truppe zuunterstützen ", wobei derÖffentlichkeit klargemacht wer-
densollte,daß der Gesetzgeber „denSondergerichtenneue, schnei-
dende Waffen zurHand" gegebenhatte."Die Sondergerichte waren
zwar die per Gesetz vorgeseheneInstanz zur AburteilungderTaten
nach § 4 der Verordnung vom 25.November 1939.Jedochauch die
Bevölkerungin Schleswig-Holsteinspielte sich gelegentlich als
„Gerichtsherr"auf:Frauen,diemit polnischen Kriegsgefangenen
sexuelle Beziehungenunterhaltenhatten, wurden durch „Pranger-
fahrten" der Öffentlichkeit zur Schau gestellt20,diepolnischen
Kriegsgefangenenin mehrerenFällen gelyncht. Am 17. Mai 1941
schilderte der Präsident des Oberlandesgerichts Kiel,Martin,in
einem geheimenLagebericht demReichsjustizministeriumfolgen-
denVorfall:

„...imLandgerichtsbezirkFlensburgsindzweiPolen,diemit deut-
schenFrauen geschlechtlichverkehrthaben,vonderPolizeiöffentlich
gehängt worden. — Mögensolche Vollstreckungsakteauch aufeine
allgemeine Anordnungsichgründen, so wirddoch nicht zu verkennen
sein, daß sie starke Rückwirkungen aufdas Rechtsbewußtsein des
Volkes, das solche Eingriffe als wesensmäßig der Rechtspflege
zugehörigbetrachtet,haben müssen. Wennauch diebesondereRechts-
stellung derPolen imReich eineandereBeurteilungrechtfertigt, wird
dochnicht daran vorübergegangen werdendürfen, daß dieBevölke-
rung inweitem Umfangeauchdiese Fälle alseigentlichesGebietder
Rechtsprechungansieht."2'

Hitler wurde mit der „Rechtsprechung" wegen verbotenen
Umgangsmit KriegsgefangenenimSommer 1942konfrontiert22:Eine
deutscheLandwirtin — derenMann zurWehrmacht eingezogenwar— hattemit dem auf ihremHofarbeitenden französischenKriegs-
gefangenengeschlechtlicheBeziehungen aufgenommen. Ihr Ehe-
mann,der hiervonKenntnis erhaltenhatte, wandtesichmit Schrei-
benvom24. Juli1942 direktanHitlerundbat ihn,seine Frau — die
nochnicht verurteilt worden war— aus der Untersuchungshaftzu
entlassen:

„Inmeinergroßen verständlichenSorge nicht nurummein und
meinerFrauSchicksalundunsereExistenz,wende ichmich daher,mir
keinenanderenAuswegwissend,mein Führer, an SiemitderBitte,die
FreilassungmeinerEhefrauzuverfügen undmirhierdurchmeininne-
res Gleichgewicht wiederzugeben,ummeinenPflichtenalsSoldat wei-
terhinmit größter Aufopferung nachzukommen,andererseitsmeine
LandwirtschaftundmeinFamilienlebenin ihrenExistenzgrundlagen

18 Vgl.K.Bäsüein, Zur „Rechts"-Praxis
des Schleswig-Holsteinischen Sonderge-
richts 1937-1945, in: Strafverfolgungund
Strafverzicht,Festschrift zum125 jährigen
Bestehen der Staatsanwaltschaft Schles-
wig-Holstein,hg. vonH. Ostendorf, Köln,
Berlin, Bonn, München 1992, S. 1 11 ff.
19 So Crohne, seit 1935Leiter derAbtei-
lung 111(Strafrechtspflege)imReichsju-
stizministerium,ab 1942 Vizepräsident
des Volksgerichtshofes,zitiert nach Bast-
lein, „Rechts"-Praxis, a.a. 0.,S. 112;Zur
Aufgabe der Sondergerichte vgl. auch
Godau-Schüttke, a. a.0„S. 110f.
20 Bastlein, „Rechts"-Praxis, a.a.0., S.
128.
21 Lageberichte des Oberlandesgerichts-
präsidentenundGeneralstaatsanwalts in
Kiel, 1940-1945, in: Bundesarchiv
Koblenz(BA)R22 (Reichsjustizministe-
rium)/3373, 81. 30, oderLAS,Abt.410,
Nr.247.
22 DienachfolgendenAngaben aus:Bun-
desarchiv (BA) R 43 (Reichskanzlei)
11/1560, 81. 81ff.; vgl. auchR. Anger-
mund,Deutsche Richterschaft 1919-1945,
Frankfurt/Main 1990, S. 238, dessen
These,Hitler sei der Auffassunggewesen,
daß die Frauniemals für die Dinge des
„geschlechtlichenLebens"verantwortlich
gemacht werdenkönne,nichtdurch die
von ihmzitiertenQuellenbelegt wird.
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nicht zuerschüttern. Ihregütige Entscheidungwirdmich undmeine
Ehefraunichtnur zuheißer Dankbarkeit,sondern auchzum restlosen
Einsatzfür das Wohlunseres Vaterlandes verpflichten."

Hitler zeigte sichbeeindruckt undentschied,„inAnbetracht der
EinstellungdesMannes zu seinerFrau unddes besonderen wirt-
schaftlichen Notstandes",dieEhefrauaus derUntersuchungshaft zu
entlassen.23Das zuständigeSondergerichtLeitmeritz (Schlesien) ver-
urteilte dieL^ndwirtinam26.August 1942zwarnochzu4Jahrenund
6MonatenZuchthaus.ReichsjustizministerThierackordneteaber ent-
sprechenddenAnweisungenHitlers diesofortige Strafunterbrechung
der Verurteiltenanund erließ ihrsodanndieStrafe.24

Obwohl dienicht erfolgreichenKämpfe der 6. Armee imOkto-
ber/November 1942 vor und in StalingradHitler voll inAnspruch
genommenhaben müssen 25,fand dieser — durchdieobigenVor-
gänge hervorgerufen— offensichtlich dennochZeit, sichum das
„VerhaltendeutscherFrauen gegenüber Kriegsgefangenenundfremd-
ländischen Zivilarbeitern" zu kümmern. Er ließ durch seinen
Sekretär, ReichsleiterMartinBormann,demChef der Reichskanz-
lei,ReichsministerLammers, seinenachfolgenden Äußerungen über
die Bestrafung wegenverbotenenUmgangs mit Kriegsgefangenen
zukommen:

„DerFührer kam unlängstaufdas Verhalten deutscher Frauen
Kriegsgefangenenundfremdländischen Zivilarbeitern gegenüber zu
sprechen ...Esistfür denRichterfastunmöglich,inFällen wegenver-
botenenUmgangsmit Kriegsgefangenenein den wirklichen Verhält-
nissen gerecht werdendes Urteil zufinden. Aufder einen Seiteist es
seine Aufgabe, ehrlosesund würdeloses Verhalten zu bestrafen.Das
ister auch dem deutschen Soldaten schuldig, der von derHeimat
erwartet, daß ,zuHause aufgepaßt wird.Aufder anderen Seite gibt
esFälle, indenenderbetrogeneEhemann undSoldat dieAngelegen-
heitals seine Privatsachebetrachtet unddenStandpunkt vertrete, die
ErledigungdieserAngelegenheit müsse ausschließlich ihm überlas-
sen bleiben... Der Führer bemerkte,es sollefolgendeLinie einge-
halten werden:

1)Der Verkehr von Frauen mit Kriegsgefangenenmüsse strafbar
bleiben,denn erbedeuteeinen Verrat amFrontsoldatenundan der
Würde des deutschen Volkes.

2) Verzeihe der SoldatseinerEhefrau, sokönnedasnur aufeine
Gnadenentschließung vonBedeutungsein. Ob eine solchegerecht-
fertigt sei, hänge vomEinzelfall unddenBegleitumständenab. Die
Justiz dürfe indenFällengroßzügig Gnade üben, in denensichder
Ehemann gegeneineBestrafung oderStrafvollstreckung wende.

3)EineVerschärfungder geltendenStrafbestimmungen, (auchden
Verkehrmit fremdländischen'Zivilgefangenen unter Strafe zu stel-
len)sei abzulehnen. Eine solche Maßnahme wäreauchnicht geeig-
net,eine drohende völkischeUnterwanderungzu verhindern.

4)Einausdrückliches Verbotjeglichen Verkehrsmitausländischen
Arbeiternauch ausbefreundeten StaatenunterAndrohunggerichtli-
cher Strafen wäreausaußenpolitischen Gründen nichtmöglich."26

Hitlers Äußerungen zu diesem Themadürfen nicht mißverstan-
den werden. Erhattesich über den „verbotenenUmgangmitKriegs-
gefangenen"nichtetwa deshalb Gedankengemacht,weil er den Rich-
tern in ihrer Urteilsfindung sozusagen behilflich sein wollte. Das

23 Schreibender Adjudantur derWehr-
macht beimFührer (Führerhauptquartier)
v. 17.8.1942 anden Leiter derReichs-
kanzlei, Martin Bormann (.Sekretärdes
Führers), in: BAR43 11/1560, 81. 82.
2J Schreiben des Reichsjustizministers
Thierack v. 3.9.1942 an den Chef der
Reichskanzlei, Lammers, in: BA R 43
11/1560,81. 91.
2S H. G.Dahms, Derzweite Weltkrieg,
München/Berlin 1989. S. 225 f.
26 SchreibenBormanns v.7.11.1942 an
den Chef der Reichskanzlei, in:BA R 43
11/1544a,81.55ff.
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Gegenteil war derFall.Hitlers Haß aufdieJustizunddieJuristen —
„vollendete Trottel",„Krebsschadenfür das deutsche Volk"21— war
ungebrochen. Seine obigen Richtlinienentsprangen vielmehr seinen
verbrecherischen rassischenund völkischenZielsetzungen. Diese
wollteHitler also mitHilfe derbeiden zitiertenVerordnungen,die den
Umgangmit Kriegsgefangenenmit Strafe bedrohten,sicherstellen.
Dies widersprachaber dem Strafzweck derbeiden Verordnungen,
nämlich „dieVerhütung undBekämpfung einer Spionage-, Sabotage-
undFluchtgefahr derinDeutschland weilendenKriegsgefangenen".28

Erst danebensollten die Verordnungen„die AhndungderEhr- und
Würdelosigkeit deutscher Volksgenossen, die durch den Umgangmit
Kriegsgefangenen... sich an ihrem Volk undVaterland vergehen",
bezwecken.29

DerChefder Reichskanzlei,Lammers, leitete HitlersGedanken
und Richtlinienunverzüglich anReichsminister Thierack weiter.30

Dieser nahm geradezubegierig undunterwürfig Hitlers verquaste
Ideenauf,dieerals „besonders wertvoll" bezeichnete,weil er „nun-
mehr in derganzenProblemstellungfür denBereichder Justiz klar
sehe."31 Thierackgab dennauchHitlers Anweisungenumgehendder
Justiz zurKenntnis. Am14. Januar 1943 wandte er sich in einem
mehrseitigen Schreiben an denPräsidentendes Reichsgerichts,den
Oberreichsanwaltbeim Reichsgericht,die Oberlandesgerichtspräsi-
dentenund Generalstaatsanwälteund teilte diesenmit,daß inStraf-
verfahren „wegen verbotenen Umgangs mitKriegsgefangenen" fol-
gende „Richtlinienzu Grundezu legen"seien:

„DieKriegsgefangenenhaben als Soldaten ihresLandesgegen
Deutschlandgekämpft, siebleiben auchinderGefangenschaft unse-
reFeinde.Stolz undWürde desdeutschen Volkes,die Sicherheitdes
Reiches undder Schutzseiner Wehrkraft erforderndaher die Bestra-
fung des Umgangs mitKriegsgefangenen...Bei allen Formen der
Fluchthilfe, des Brief- undPaketschmuggels...undbei allen Hand-
lungen, die geeignetsind, der Sabotageund Spionage seitens der
Kriegsgefangenen Vorschub zu leisten, ist daher grundsätzlichein
schwererFallanzunehmen undaufempfindliche Zuchthausstrafehin-
zuwirken.

Deutsche Frauen, die sichmit Kriegsgefangenengeschlechtlich
einlassen,verratendamit dieFront;sie verletzen gröblichihre natio-
nale Würde undschädigendas Ansehen derdeutschen Frau imAus-
land...Auch dergeschlechtliche UmgangmitKriegsgefangenen ist
daher grundsätzlichmitempfindlichen Freiheitsstrafen zuahnden. Bei
derBemessung derStrafen istaufden Gradder Würdelosigkeit, die
Intensität derBeziehungen undaufbesondere Treuebindungender
FrauBedachtzu nehmen. Bei Geschlechtsverkehr sindin der Regel
Zuchthausstrafenam Platze.Dies gilt insbesondere, wenn die Frau-
enalsAngehörigevon Soldaten oder als Ehefrauen oderMütter in
besonderemMaße zurZurückhaltung gegenüber Kriegsgefangenen
verpflichtet sind...BeiFrauen, dienichtaus derartigen Gründen zu
besondererZurückhaltung verpflichtet sind,könnenausnahmsweise
Gefängnisstrafenausreichen, wennderGeschlechtsverkehrdurchVer-
führung oder Überrumpelung zustande gekommen istoder wenndie
räumlichen VerhältnisseundständigesZusammenarbeitenmitKriegs-
gefangenendieAnbahnunggeschlechtlicherBeziehungenbesonders
begünstigt haben.Dasselbegilt, wenn essich umjunge,in geschlecht-

27 Vgl. B. Rüthers, Entartetes Recht.
München 1994(Taschenbuchausgabe),
S. 21 f.
28 Vgl. Heinz Boberach (Hg.),Richter-
briefe — Dokumente zur Beeinflussung
der deutschen Rechtsprechung 1942-1944,
Boppard1975, S. 87.
29 Vgl. Boberach,a.a. 0.,S. 87.
30 Schreiben Lammers

'anThierack v.
20.11.1942in: 8A R43071544a, 81. 60flf.
11 Antwortschreiben Thieracksan Lam-
mers v. 3.12.1942in:BAR43 11/1544a,
81.65.
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liehenDingenunerfahreneFrauen handelt. Sonstiger Umgang von
Frauen mit Kriegsgefangenen,der nicht zum Geschlechtsverkehr
führt, wie z. B.Austausch von Zärtlichkeiten...kanndurchwegmit
leichterenFreiheitsstrafen geahndet werden, wenn ernicht inbeson-
ders würdeloser oderärgerniserregender Weise geschiehtundnicht
dieBereitschaft derFrauzu weitergehendenVerstößen erkennenläßt... Weibliche Jugendliche, diemitKriegsgefangenenLiebesverhält-
nisse unterhaltenundmit ihnenGeschlechtsverkehr ausüben, lassen
dadurchalleinnochkeine .schädlichen Neigungen'imSinnederVO.
vom 10.9.1941... erkennen;eine unbestimmte Verurteilungnur aus
diesem Grundekommt dahernicht inBetracht.32... Eine mildere
Beurteilungdes Umgangs mit französischenundbelgischenKriegs-
gefangenen... istnichtangebracht...Der Verkehrmit Angehörigen
von Völkern,dienoch nichtmit uns imKampfe stehenoderdie dem
deutschenVolke rassischfernerstehen (z.B.feindliche Ostvölker,bri-
tische undamerikanische Hilfsvölker), ihmkulturell erheblich unter-
legen sindodersichpolitisch besonders unversöhnlichzeigen, ist
besonders verwerflich.

"33

Parallel zudiesem Rundschreiben unternahm Thierack unter Ein-
schaltungder Reichs- sowie der Parteikanzlei denVersuch,eine Ver-
ordnung„Kriegsehebruchund verwandte Straftaten"34indieWege zu
leiten,wobei zwei Entwürfe vorhanden sind,nämlich vomNovem-
ber 1942bzw.März 1943.35 DieseAnsätzescheiterten jedoch,dadie
Ministerialbürokratie der eingebundenenRessorts — letztlich von den
obengeschildertenAnweisungenHitlers ausgehend— sichnicht auf
einen einheitlichen Texteinigenkonnte.

Bemerkenswert istallerdings, warumder geschlechtliche „Verkehr
mit Kriegsgefangenen" geregelt werdensollte.Hierzuführte derEnt-
wurf vomNovember 1942 aus:

„Die lange Dauer des Krieges und die damit verbundene
GeschlechtsnotderFrauen habenesnichtselten daheimgebliebenen
Männern ermöglicht,Frauen, derenEhemänner durchdie Kriegs-
verhältnisse von ihrerFamilie getrennt sind, zu einem Geschlechts-
verkehr zu verleiten,dendiese unternormalen Verhältnissen nie-
mals zugelassenhätten.',36

Aus den Quellen ist nicht ersichtlich, wer den Gedanken der
„GeschlechtsnotderFrauen" als einleitendeBegründung einer noch
zufassendenVerordnungaufgebracht hat.Jedenfalls wird auf diesen
Umstand lediglich im früheren Verordnungsentwurfhingewiesen,
während die spätereVersionhieraufnicht mehrBezugnimmt. Auch
das Rundschreiben vom 14. Januar 1943 hob diesen sexuellen
Gesichtspunktnichtmehr besonders hervor.

Die vonHitlerundThierack entworfenenRichtlinien „wegenver-
botenenUmgangs mit Kriegsgefangenen" lassen auf den erstenBlick
dieFeststellungmöglicherscheinen,daß sichbeidevorrangig für das
Wohl unddieInteressender jeweiligen betroffenen Frau einzusetzen
gedachten. Docheine solche Interpretation wäre verfehlt. Vielmehr
bezweckten Hitlers Vorstöße — vonThierack devotumgesetzt

— fol-
gendes:Diedeutsche Frausollte ihr völkischreinesWesenbewahren,
umihrer rassischen Aufgabe— nämlichdemdeutschenVolk arischen
Nachwuchs ingroßer Zahl zu schenken — inder Gegenwartund
Zukunft gerecht werden zukönnen.

32 Die Verordnung v.10.9.1941(RGBI.
I,S. 567) trugdie Bezeichnung: „Verord-
nung über die unbestimmte Verurteilung
Jugendlicher".Insoweit konnte auf unbe-
stimmte Jugendstrafe erkannt werden,
wennschädliche Neigungenfestgestellt
wurden;vgl. hierzuJ. Wolff, Jugendliche
vor Gericht imDrittenReich. National-
sozialistische Jugendstrafrechtspolitikund
Justizalltag,München 1992. S. 141.
33 LASAbt. 351,Nr. 1555.
34 Vgl. Angermund,a.a. 0.,S. 238.
M Vgl.Vermerk des Staatssekretärs in
derReichskanzlei, Kritzinger, v.26.2.1943
in:BAR43 n/1544a,81. 67 undEntwür-
fe der in Aussicht genommenen Verord-
nungen vomNovember 1942 (81. 68 ff.)
und vomMärz 1943 (81. 72 ff.).* BA R43 1171544a,81. 68.
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3. Ein Einblick in die
„Rechtsprechung"
des Sondergerichts
Kiel

Allein imdritten Quartal 1942 wurden reichsweit insgesamt2.469
Urteile wegen„verbotenenUmgangsmitKriegsgefangenen"gefällt.37

Wurde eineFraudiesesVergehensbeschuldigt, folgtefast immer auch
der Haftbefehl.38 Dabei war symptomatisch, daß als Haftgrandoft-
mals Fluchtgefahr angenommen wurde.Für den Haftrichter waraber
inder Regel offenkundig, daß dieBeschuldigtemangels Geldüber-
hauptnicht anFlucht denken konnteunddies angesichts derpolizei-
staatlichenVerhältnisseauch wenig wahrscheinlichwar.

Fluchtgefahr wurde allein schonwegender zuerwartendenhohen
Strafebejaht.39 DiesePraxis diente vorrangig dazu,eineschnelleAbur-
teilungder Angeklagten zu gewährleisten, denndenSondergerichten
kamnach dem Willender Machthaber einebesondereAufgabe zu:
Schlagkräftig und „blitzartig"sollte „dieStrafeden Verbrecher tref-
fen".40RolandFreisler,Präsident des berüchtigten Völksgerichtsho-
fes,bezeichnetedenn auch die„Sondergerichtealsdie Panzertruppe
derRechtspflege."

3.1. Urteil des
Sondergerichts Kiel
vom 18.Februar

1942

11SonKLs10/42
Sdg. 29/42

ImNamen des deutschenVolkes!

Strafsache gegendieHausgehilfin Irma AnnaMaria L. ausWKtk
Kreis Segeberg, z. Zt. in UntersuchungshaftinderUntersuchungs-
haftanstalt Kiel, geborenam... 1920 in... ledig wegenverbotenen
UmgangsmitKriegsgefangenen.

DasSchleswig-HolsteinischeSondergerichtinKielhatinder Sitzung
vom18. Februar1942,ander teilgenommenhaben:Landgerichtsdi-
rektorFuhstals Vorsitzender,AmtsgerichtsratGruhl,Landgerichtsrat
vonJagow alsbeisitzendeRichter, AmtsgerichtsratFürsen alsbeauf-
tragterBeamterder Staatsanwaltschaft, Justizobersekretär Kurthals
Urkundsbeamter der Geschäftsstelle,für Recht erkannt:

DieAngeklagte wird wegenVerbrechens gegen § 4Abs.1der Ver-
ordnungzurErgänzungderStrafvorschriftenzum Schütze der Wehr-
kraftdes deutschen Volkes vom 25.November1939 zu einer Zucht-
hausstrafe von 1Jahr 3Monaten undindie Kosten des Verfahrens
verurteilt.

Ihrwerden diebürgerlichen EhrenrechteaufdieDauer von2 Jah-
renaberkannt.

AufdieStrafe istdie Untersuchungshaftanzurechnen.

Gründe:
AufGrunddereigenenAngabenderAngeklagten istfolgender

Sachverhalterwiesen:
DieAngeklagtebesuchte inBark die einklassige Volksschuleund

wurde Ostern1934nachErreichungdes Schulzielesentlassen.Nach
ihrerSchulentlassungwar siebeiBauern inSuhlbeiBadOldesloeund
inBark in Stellung. VonNovember1938 warsieununterbrochenbiszu
ihrer VerhaftungbeidemBauern... inBarkalsHausgehilfin tätig.

AufdemHofe des ..., der imDezember1940zum Wehrdienst ein-
berufen wurde, steht seitJanuar1941derbelgischeKriegsgefangene
GustavL. inArbeit.DadieAngeklagte aufdemHofHaus- undFeld- 41 LAS,Abt.358,Nr.2740-2741

37 Boberach, a.a. 0.,S. 82m.Anm. 1.
38 Insoweit istkeinestatistischeUntersu-
chung erfolgt. Diese wäre für das Thema
auchnicht einschlägiggewesen.Jedenfalls
haben die Autorendieses Aufsatzes bei
Durchsicht allereinschlägigen Aktendes
Sondergerichts Kiel, soweiteineVerurtei-
lung der angeklagtenFrau erfolgte, fest-
gestellt,daß vorabin derRegel auchHaft-
befehl gegen sie erlassen worden war.
39 Vgl.stellvertretend für viele andere
das Verfahren gegen die Säuglingsschwe-
ster W„ die mit einem belgischen Kriegs-
gefangenen vonAprilbisOktober 1943
geschlechtliche Beziehungenunterhalten
hatte. Das Amtsgericht Itzehoe erließ
durch den Landgerichtsrat R„ dernach
1945 amLandgericht Kielein angesehe-
ner und beliebter Referendararbeitsge-
meinschaftsleiter war (LAS, Abt. 786
[Personalakten], Nr. 963), Haftbefehl,
wobei die Fluchtgefahrmit derzuerwar-
tenden hohen Strafebegründet wurde.Die
AngeklagteW. wurde am12.1.1944durch
das SondergerichtKielzueinemJahr und
3 Monaten Zuchthaus verurteilt (LAS,
Abt. 358,Nr. 3726).
40 Vgl.Bastlein, „Rechts"-Praxis, a.a.
0..5.117 f. .
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arbeiten zu verrichten hatte, kam sie oftmit dem Kriegsgefangenen
zusammen. Es entwickelte sich imLaufeder Zeiteinfreundschaftli-
ches Verhältnis ...ImAugust oder September 1941umfasste der
Kriegsgefangene eines TagesdieAngeklagte vonhintenundversuch-
te, siezu küssen. Die Angeklagtewehrtesichundgabdem Kriegsge-
fangenen zu verstehen,dasssiederartigesin Zukunftnichtduldenund
notfallsden Wachmann inKenntnis setzen werde.Dasfreundschaftli-
che Verhältnisblieb trotzdieses Vorfallesbestehen. Dadurchermutigt,
nahmsich derKriegsgefangene weitereFreiheitenheraus.DieAnge-
klagtemussteabendsdemHofhund,der inderNähedergrossenDie-
lentür aufdem Hofplatz an derKette lag, Futterbringen.Etwa seit
Mitte Oktober1941musste dieses währendder Dunkelheitgesche-
hen.DerKriegsgefangenefandsich seitdemfast jedenAbendandie-
semPlatz ein,küsste dieAngeklagteundgriff ihrauch verschiedent-
lichdurchdenHalsausschnittderBlusean dieBrust.Bei demersten
ZusammentreffendieserArt wehrtedie Angeklagte leichtab,Hess es
sich aberdannspäter gefallen.Anfang November 1941gingder
Kriegsgefangene schonso weit,derAngeklagtendurchdenSchlüpfer
an den Geschlechtsteilzufassen.Einige Tage späterkam es zum
erstenMale zum Geschlechtsverkehr. DerKriegsgefangene, der die
Angeklagte wiederumbeimFüttern desHundesabgepassthatte,fas-
ste sie anden Geschlechtsteil,zog ihr dann den Schlüpfer herunter,
drückte sieandie Wandund vollzogmitihr denGeschlechtsakt. Eini-
ge Tage später näherte sich derKriegsgefangenederAngeklagten
imKälberstall,alssie beimKälbertränken war. Er küsste dieAnge-
klagte, nahm dann ihrKleidvonhintenhoch,zog ihrdenSchlüpfer
herunterund vollzog mitihr wiederum den Geschlechtsverkehr.Als
derKriegsgefangeneeinigeTage danachsich derAngeklagtenerneut
ingleicher Weise zunähern versuchte, wies ihndie Angeklagteabund
entfernte sich aus dem Stall. Einige Tage danach gelang es dem
Kriegsgefangenen jedoch, mit der Angeklagten im Kälberstall
nochmals in der gleichen Weise geschlechtlichzu verkehren, wie es
zuvorgeschehen war.

Diese Feststellungenberuhenaufdemglaubhaften Geständnisder
Angeklagten. Sie räumt ein, schon vor dem Beginn geschlechtlicher
Beziehungenzu dem Kriegsgefangenendurchdie Bäuerin vordem
UmgangmitKriegsgefangenengewarnt wordenzu sein.ZurBegrün-
dungfür ihr Verhaltenerklärt dieAngeklagte,dass derKriegsgefan-
gene so gutzu ihrgewesensei,dass sie seinen Werbungen schliess-
licherlegensei.

Nach demfestgestelltenSachverhalt hatsichdie Angeklagtedes
Verbrechens gegen § 4 Abs. 1der Verordnungzur Ergänzungder
Strafvorschriften zumSchütze der Wehrkraftdesdeutschen Volkes vom
25.November 1939schuldiggemacht...Gegen diesesVerbothatdie
Angeklagte in einer Weise Verstössen,die dasgesunde Volksempfin-
den gröblichverletzt ...Eshandelt sichumeinen schweren Falldie-
serStraftat.Dadurch, dassdieAngeklagte sich wiederholt trotz War-
nungdurchdieBäuerinmit dem Kriegsgefangenengeküsst undsich
ihm schliesslich mehrmals geschlechtlichhingegebenhat, hatsie so
schäm- und würdelos gehandeltundsich gegendie Pflichten gegen-
über der Volksgemeinschaftso schwer vergangen,dassdie Tatnach
gesundemVolksempfinden durch eine Zuchthausstrafegesühnt wer-
den muss.Für das Massdieser Strafekamfolgendes inBetracht:Die
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Denunziation im Betrieb. Die WerkstattschreiberinIreneP. wurdeam 15. September1944 zu8 Monaten Gefängnis verurteilt. Das Son
dergericht berücksichtigte beiderStrafzumessung, daß ihrder bei der Wehrmacht dienende Ehemann verziehenhatte.
(LAS,Abt. 358, Nr. 6955)
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Angeklagteist bisher völligunbestraft.Nach derAuskunft des Amts-
vorstehers hat sie bisher alsfleissiges, ordentlichesMädchengegol-
tenundin gutemRufgestanden. DieAngeklagtesieht ihre Verfehlun-
gennunmehr volleinund verspricht ernstlichBesserung. Aufder
anderenSeitehandeltes sichnichtum eineeinmalige Verfehlung die-
serArt,sondernhatdieAngeklagte immer wieder indieserschamlosen
Weise währenddesKrieges ihrePflichtengegenüber der Volksgemein-
schaft verletzt. UnterBerücksichtigung aller Tatumständeerschien
dahereine Zuchthausstrafe von1JahrdreiMonate als notwendig,
aber auchalsausreichend.

DadieAngeklagteehrlosgehandelthat, waresnotwendig, ihrdie
bürgerlichen EhrenrechteaufdieDauer von2Jahrenabzuerkennen.

MitRücksicht aufdas GeständnisderAngeklagte istihrdieUnter-
suchungshaft voll angerechnet worden. DieKostenentscheidung
beruhtauf § 465StPO.

3.1. Urteil des
SondergerichtsKiel
vom 18.Februar
1942

11SonKLs17/42
Sdg. 39/42

ImNamendesDeutschen Volkes!

Strafsachegegen
1)dieMelkfrauHelene ChristineA ..., z.Zt. in Untersuchungshaft

in derUntersuchungshaftanstaltKiel,geboren...1920 in...,geschie-
den

2)die EhefrauAnneliese8...aufGut ..., z.Zt. inUntersuchungs-
haft in der UntersuchungshaftanstaltKiel, geboren... 1909 ..., ver-
heiratet, wegenverbotenen UmgangsmitKriegsgefangenen.

DasSchleswig-HolsteinischeSondergerichtinKielhatinderSitzung
vom18.Februar 1942,ander teilgenommenhaben:Landgerichtsdi-
rektorFuhst43als Vorsitzender, Amtsgerichtsrat Gruhl44,Landge-
richtsrat vonJagow45alsbeisitzendeRichter,AmtsgerichtsratFürsen 46

als beauftragterBeamterder Staatsanwaltschaft, Justizobersekretär
Kurthals Urkundsbeamterder Geschäftsstelle,für Rechterkannt:

Wegen Verbrechens gegen § 4 der Verordnung zurErgänzungder
Strafvorschriften zumSchütze der Wehrkraftdesdeutschen Volkesvom
25. November 1939 werden verurteilt: die AngeklagteA zu einer
Zuchthausstrafe von4Jahren, dieAngeklagteB zu einerZuchthaus-
strafe von1Jahr8Monaten.

Diebürgerlichen Ehrenrechte werdenaberkannt:derAngeklagten
A aufdieDauer von4 Jahren, derAngeklagtenBaufdie Dauer von
2 Jahren.

JedeAngeklagte trägt dieKosten desgegensiegerichteten Ver-
fahrens.

Aufdie Strafensindanzurechnen: derAngeklagtenA die volle
Untersuchungshaft,derAngeklagtenBeinMonat Untersuchungshaft.

Gründe:
AufGrund der eigenenAngabenderAngeklagten undderBekun-
dungen der Zeugen Krim.Ob.Assistent Joseph Rodenberg und
KrimOb.AssistentHeinrich Tietjen, beide ausKiel, istfolgender Sach-
veriuilt erwiesen:

42 LAS,Abt.358,Nr. 2760-2764.
43 Zur Person Fuhst vgl. Bastlein,
„Rechts"-Praxis, a.a.0.,S. 153 f.
44 Gruhlwarvon1940 bis1945 Mitglied
des Sondergerichts Kiel.Er wurdenach
1945 wiederAmtsgerichtsrat(LAS,Abt.
786,Nr. 87).
45 ZurPerson vonLandgerichtsrat von
Jagow vgl. Godau-Schüttke, a. a. 0.,
S.7off. (dortnochanonymisiert).
46 ZurPerson vonFürsen vgl. Godau-
Schüttke, a. a. 0.,S. 9bzw. 53ff. (dort
noch anonymisiert).
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Die AngeklagteA.hat zunächst inKieldie Förderschuleundan-
schliessend inFriedrichsort die Volksschule besucht. Bis zu ihrem 9.
Lebensjahrhat sie imElternhaus gelebt. Dann wurde sie nach dem
Tode ihrerMutter inverschiedenen Erziehungsheimenuntergebracht.
Nachihrer Schulentlassung wardie AngeklagteA. aufdem Lande
tätig. Am14. Mai1938 schloss siemit dem Deputatarbeiter A„ mit
dem sie aufdem Gute ... beschäftigt war, die Ehe... Sie wurde im
August1941geschieden...DieAngeklagteB.hatdiezweiklassige
Volksschule inOlpenitzbesuchtunddann in verschiedenenHaushal-
tungengearbeitet.ImJahre1932hatsiemitdem landwirtschaftlichen
ArbeiterB.dieEhegeschlossen.DerEheentstammenzweiKinder im
Altervon 7und9 Jahren.DieAngeklagte ist inzwischenaufGrund
eines erbgesundheitlichenVerfahrenssterilisiert worden.IhrEhemann
ist zumWehrdienst einberufen undstehtanderFront.

DiebeidenAngeklagten warenvor ihrer Verhaftung in dieserSache
aufdem Gute... alsMelkerinnen tätig...

ImApril 1940 wurdenaufdem Gute ... die erstenKriegsgefange-
neneingestellt.DieGefolgschaftdesGutes,darunter auchdie beiden
Angeklagten, wurdenbeimEintreffen derKriegsgefangenendurchden
GutsbesitzerS„ späterauchwiederholtdurchdenWachmannaufdas
Verbot desUmgangsmitKriegsgefangenenhingewiesen...

1)DieAngeklagteA. verkehrte inderZeit vonSeptember1941 bis
AnfangOktober1941etwaachtmalgeschlechtlichmitdempolnischen
KriegsgefangenenAlexJ. Der erste Geschlechtsverkehr fand im
Schlafsaal des Gefangenenlagers imBett desfranzösischenKriegs-
gefangenenR.statt. Inden übrigen Fällen erfolgte der Geschlechts-
verkehr imSchweinestalloder in derEßstube derArbeiter des Guts-
hauses.

ImLaufedes Jahres1941freundete sichdieAngeklagteA.auchmit
demfranzösischenKriegsgefangenen VictorR.an. Sie tauschtemit
ihm wiederholt Küsse aus undHesssichvon ihmauchöftersdieBrust
abtasten.ImSeptember1941 verabredetedie AngeklagteA.mitR.
eines Tages, ihn imKriegsgefangenenlager zubesuchen. DieAnge-
klagte begabsichandemfraglichen Tage verabredungsgemäß gegen
23 Uhrzu dem Gefangenenlagerundwurde dort vonR. erwartet.Sie
krochmit R. durcheine Luke desAbortes und gelangte so indas
Gefangenenlager, ohne dassdie Wachmannschaftetwasmerkte.In
demLager begabensich beide in denSchlafsaal der Gefangenen.
Dortvollzogen sie imBettdesKriegsgefangenen R.miteinanderden
Geschlechtsverkehr. ImAnschlusshieranverkehrte dieAngeklagte
A... im Bett des R. mit dem polnischen Kriegsgefangenen J.
geschlechtlich. ImLaufe des September 1941kam es nochzweimal
imFreien zum GeschlechtsverkehrzwischenderAngeklagtenundR.

AusserdenbeidengenanntenKriegsgefangenen wurdenaufdem
Gut... 6ehemaligepolnische Kriegsgefangenebeschäftigt.Mitdie-
sen hat die Angeklagte gleichfalls im Jahr 1941 fortlaufend
geschlechtlich verkehrt. DieAngeklagte gibt an, dass sie mitP. in
der Zeit vonFebruar1941bis zu ihrer Verhaftung durchschnittlich
wöchentlichzweimal, mit80. in der Zeit vonJuni1941 bis zu ihrer
Verhaftungwöchentlichzweimal,mitBe.inderZeit von Juli1941bis
zu ihrer Verhaftung6bis7Mal,mitS.undPi.inder Zeit vonJuli1941
bisMitte Oktober 1941monatlich dreimal,mitK imAugust1941
zweimalgeschlechtlichverkehrthabe.
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Um aus kriegswirtschaftlichenGründen denBestanddesHofes zusichern, wurde derzueiner Zuchthausstrafe voneinem Jahr unddrei
Monatenverurteilten BäuerinStrafaufschub bis Kriegsende gewährt.
(LAS,Abt. 358,Nr. 7471)
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DieAngeklagte gibtdiesen Sachverhalt zu.
2)ImLaufe desJahres 1941 kames auchzu geschlechtlichenBezie-

hungen zwischendempolnischenKriegsgefangenenJ.undderAnge-
klagten B.Des öfterenküsste J.dieAngeklagte B.im Kuhstall und
tastetedabei verschiedentlich ihreBrustab.SchliesslichgabdieAnge-
klagte B.den Werbungen J. soweit nach, dass sie ihm auch den
Geschlechtsverkehrgestattete.Etwa imSeptember 1941 trafdieAnge-
klagteB.mit J.aufeinerKoppel unweit desGutes zusammen. Dabei
kam es zum erstenMal zum Geschlechtsverkehr. InderFolgezeit hat
dieAngeklagteB. dann mitJ. noch etwa 2bis3Malabends inder
Lohdiele (Scheune) des Gutes und zweimal in ihrer Wohnung
geschlechtlich verkehrt.

DieAngeklagteB.bestreitetdas.Sie gibtan,dassJ. sienureinmal
gegenihren Willen geküsst undandieBrustgefasst habe, sie willJ.
dabeizurückgestossen haben. DieAngeklagteB. wird jedochdurch
ihreAngabebeiihrerpolizeilichen Vernehmung... in Verbindungmit
denAussagender ZeugenRodenbergundTietjen überführt. Bei der
polizeilichen Vernehmung hatdieAngeklagteB.zugegeben, mitJ. in
der Weise Umganggehabtzu haben, wievorstehendfestgestellt wor-
denist.DieAngeklagteB.behauptet, dassdieses Geständnis von dem
vernehmenden Beamten erzwungenworden seiundnicht der Wahr-
heit entspreche. Sie gibtdazufolgendes an:Zunächst seiJ.durch die
vernehmenden Beamten mittels Schiagens zu einem unwahren
Geständnis veranlasst worden.Dieses Geständnissei ihr vorgelesen
worden. Als sie trotzdem jedenGeschlechtsverkehr mit J. inAbrede
gestellthabe,habeihreiner derbeiden vernehmendenBeamten eine
Ohrfeige versetzt. Da sie nervenleidend sei, habe sie nunmehr aus
Angstgleichfalls der Wahrheit zuwidereinGeständnis abgelegt.Diese
EinlassungverdientjedochkeinenGlauben.NachderBekundungder
Beamten, diediepolizeiliche Vernehmungdurchgeführt haben,der
ZeugenRodenbergundTietjen, istes richtig, dassderAngeklagtenB.
beidieserVernehmung dieErklärungen desKriegsgefangenenJ. vor-
gehalten wordensindunddasssieenergischbehandelt worden ist...
Wie die ZeugenRodenbergundTietjen bekunden,hatdieAngeklagte
aber, alssiesichschliesslich zu dem Geständnisbereitfand,nichtnur
dasbestätigt, wasJ. ausgesagthatte,sonderndieseAngabenganzaus
sichherausergänzt.Diese Bekundungder Zeugen wirddurch den
Inhaltdes Protokollsüber diepolizeiliche Vernehmung selbstbestätigt.
Eszeigt, dasssich dieAngabendesJ. undderAngeklagten keines-
wegsinallenEinzelheiten decken, vielmehr inderSchilderungder
einzelnen Tatvorgänge nichtnur in völlignebensächlichen Punkten
voneinanderabweichenundsichgegenseitigergänzen...

Nach demfestgestellten Sachverhalthabensichbeide Angeklagte
des Verbrechensgegen § 4 der Verordnung zurErgänzungderStraf-
vorschriftenzum Schütze derWehrkraft desdeutschen Volkes vom 25.
November 1939 schuldig gemacht. NachderVerordnungüber den
UmgangmitKriegsgefangenenvom11. Mai1940istjedermann jeg-
licher UmgangmitKriegsgefangenenuntersagt,soweit ernicht durch
einArbeitsverhältnisdes Kriegsgefangenenzwangsläufigbedingt ist,
undist der UmgangmitKriegsgefangenenauchin diesemFalle auf
dasnotwendigeMass zubeschränken. Gegendieses Verbothaben
beide Angeklagte ineiner Weise Verstössen,die dasgesunde Volks-
empfindengröblichverletzt.
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... In beiden Fällen liegt ein schwerer Fall des verbotenen
UmgangsmitKriegsgefangenenim Sinne des § 4Abs. 1a. a.O. vor.
DieAngeklagteAhatsich trotzhinreichenderBelehrungenvöllighem-
mungslosKriegsgefangenengeschlechtlichhingegebenundsichnicht
einmalgescheut,zu diesemZweck sichhinter dem Rücken derWach-
mannschaft in das Gefangenenlager einzuschleichen und den
GeschlechtsverkehrmitJ. undR.in GegenwartandererKriegsgefan-
generzu vollziehen. Sie hatdemnachmit einer Schamlosigkeitund
Würdelosigkeit gehandeltunddieEhre derdeutschenFrau inden
Augen derKriegsgefangenenineiner Weise herabgesetzt, wiesie
schlimmer kaum gedacht werdenkann. Für dashoheMasssittlicher
VerworfenheitunddenMangelallernationalenWürde spricht auch,
dass dieAngeklagte sich danebenhemmungslospolnischen Kriegs-
gefangenengeschlechtlichhingegebenhat. Wohl war zu Gunstender
AngeklagtenA. zuberücksichtigen, dasssie nachihrer eigenenEin-
lassungan Schwachsinnleidetunddeshalbsterilisiertworden istund
dass es nach der ganzen Sachlage nicht völlig ausgeschlossen
erscheint,dass infolge dieses Schwachsinnsihre Willensfähigkeit im
Sinne des § 51Abs. 2 StrGß erheblich vermindert gewesen ist.Das
mag aberdie Verwerflichkeit undVerabscheuungswürdigkeit der Tat
der Angeklagtenundihre Schuldnicht so zu mindern, dass ihreTat
nichtals schwerer Fall im Sinne des § 4 a. a. O. zubewerten wäre.
Dieser Tatumstandhat vielmehr nurfür dasMass der danachzu ver-
hängendenZuchthausstrafe Bedeutung. Er rechtfertigt es, im Verein
mit der Tatsache, dass dieAngeklagteA. geständigist undihre Tat
nunmehrbereut, esbeieinerZuchthausstrafe von4 Jahrenbewenden
zu lassen. Eine Strafedieser Höhewar trotz des Schwachsinns der
Angeklagtenausdem Gesichtspunktder Sühne undderAbschreckung
der Angeklagten sowohl wie aller übrigen Volksgenossen, die indie
Versuchung verbotenen UmgangsmitKriegsgefangenengeratensoll-
ten, erforderlich.

Auch dieAngeklagte B.hat dadurch,dass sie trotz hinreichender
Belehrungsichmitdem KriegsgefangenenJ. wiederholtgeküsst und
mit ihmmehrmals geschlechtlich verkehrthat, so schamlosundwür-
delosgehandelt, dassihre Tatnach gesundem Volksempfindennur
durcheine Zuchthausstrafe gesühnt werdenkann. Für dasMassdie-
serStrafe kam beidieserAngeklagtenerschwerendinBetracht, dass
siedieEhefrau eines imFeldestehendenSoldatenistundsich nicht
gescheuthat,die eheliche Wohnungfür ihr verwerfliches Treiben zu
missbrauchen;fernerdass siedie Tathartnäckig leugnet.Andererseits
warzuberücksichtigen, dassdieAngeklagteB.aufGrundeines erbge-
sundheitlichenVerfahrenssterilisiert worden istundoffenbarebenso
wiedieAngeklagteA.gleichfalls ineinem Masse anGeistesschwäche
leidet, dass ihre Willensfähigkeit zurZeitderTatmöglicherweiseim
Sinne des § 51Abs. 2 StrGß erheblich vermindert gewesenist.Fer-
ner warzuGunstenderAngeklagtenzu berücksichtigen, dass siesich
nicht mitderHemmungslosigkeitKriegsgefangenenhingegebenhat,
wie es beider AngeklagtenA. derFall ist. Unter Berücksichtigung
aller Tatumständeerschien daherbeider AngeklagtenB. unterdem
Gesichtspunkt der Sühne und derAbschreckungeine Zuchthaus-
strafe von 1Jahr 8Monaten als notwendig,aber auch als ausrei-
chend.

DabeideAngeklagte ehrlosgehandelt haben, wares notwendig,

140



diebürgerlichen Ehrenrechte derAngeklagtenA.aufdie Dauer von4
Jahren,derAngeklagtenB. aufdieDauer von2Jahrenabzuerkennen.

Da dieAngeklagteA. vollgeständig, die AngeklagteB. teilweise
geständig ist, ist erstererdie Untersuchungshaft voll, letztererein
Monat derUntersuchungshaftaufdieFreiheitsstrafe angerechnet
worden.

DieKostenentscheidungberuhtauf§ 465StPO.

Ausschlußverfahren. Die Hausange-
stellte B. hatte mit dem ebenfalls auf
demBauernhof beschäftigtenfranzösi-
schen Kriegsgefangenenein Liebesver-
hältnis und war vom Sondergericht zu
einer Zuchthausstrafe von einem Jahr
undsechs Monatenverurteilt worden.
(LAS,Abt.358,Nr. 6030)
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3. Anmerkungen zu
den Urteilen des
Sondergerichts Kiel
vom 18.Februar
1942

BeideUrteile sind wiedieheutigenStrafurteile aufgebaut und in for-
mellerHinsichtsozusagen unauffällig. Ihre Sprache ist — von zeitüb-
lichen ideologischenPhrasenabgesehen— weitgehend sachlich.
Dadurchwurde dervondernationalsozialistischenJustizauch gewoll-
teEindruckhervorgerufen, daß die „Taten"derAngeklagten durchdie
Sondergerichtsbarkeiteinerkompetenten und gerechtenÜberprüfung
unterzogenwerden würden.

Aber schon dieBeweiswürdigung indemUrteil gegen dieMelk-
frauA.und dieEhefrauB.wird rechtsstaatlichenAnforderungennicht
gerecht47:ObwohldieAngeklagteB.sichdahineingelassenhatte,bei
ihrer Vernehmunggeohrfeigt worden zusein— wobei das Sonder-
gericht Kiel dieseEinlassung nicht in Zweifel zog — ,hatte das
Gericht keineBedenken,dasunter solchenBedingungenzustandege-
kommene Geständnis der AngeklagtenB.zu„verwerten",also ihrer
Verurteilung zugrandezulegen.Deramtierende Staatsanwalt unddas
erkennende Sondergerichtbilligten damit gleichzeitig eine strafbare
Handlungder vernehmenden Kriminalbeamten. BeideBeamte gehör-
ten derAbteilung1183 derGestapo Kielan.

Soweit in den Urteilen vom 18.Februar 1942 diesogenannte Gene-
ralklausel „dasgesunde Volksempfinden gröblichverletzt" zur Prü-
fung anstand,wurde diese Floskel ohne eigentliche Begründung als
gegeben angesehen.Insoweit war das „gesundeVolksempfinden"
schondann „gröblichverletzt",wenn die angeklagteFraumit einem
Kriegsgefangenengeschlechtlich verkehrt hatte.Dabei wurden aller-
dings das Motiv derAngeklagtenunddieHintergründe der „Tat"nicht
hinterfragt. Gerade solcheDetailarbeit sollte durch Generalklauseln
dieserArt vermieden werden.DieGeneralklauseln — wiedie hierin
Rede stehenden — in ihrer inhaltlichenUnbestimmtheit,jaSchwam-
migkeit, sollten vielmehr sicherstellen,daß eine Vielzahl vonFällen
strafrechtlich schnell geahndet werdenkonnten.

DieFrage, ob ein „schwererFall" vorlag, wurde ebenfalls ohne
nähereBegründung bejaht.Dies belegtdasUrteil gegen die Hausge-
hilfinL.Mit schlagwortartigerAusführung wirdgeradezuein „schwe-
rer Fall" konstruiert: DieAngeklagtehabe „schäm-und würdelos
gehandelt undsich gegendiePflichten gegenüber der Volksgemein-
schaft so schwer vergangen, daß die Tatnach gesundem Volksemp-
findendurcheine Zuchthausstrafegesühnt werdenmuß". Dabei wur-
dendie „Pflichtengegenüber der Volksgemeinschaft" ihrerseitsnicht
näher inhaltlich definiert.

Auch indem Urteil gegen dieMelkfrauA. unddieHausfrauB.
bejahte das Sondergericht KielinstereotyperFormeinen „schweren
Fall":Wiederum ist dieRede von „Schamlosigkeit" und „Würdelo-
sigkeit", wobei die „Ehreder deutschen Frau

" — imFalle derMel-
kerin A.

— als „herabgesetzt"angesehen wurde.Dabei wurden auch
diese Begriffenichtnäher beschrieben.

DasUrteil gegendie AngeklagtenA.undB. weist darüber hinaus
noch folgendenkrassenRechtsfehler auf:Durch Beschluß vom 1 2.
Februar 194248hatte dasErbgesundheitsgerichtKiel angeordnet,daß
die AngeklagteA.nachdem „Gesetzzur Verhütung erbkrankenNach-
wuchses vom 14.7.193349 unfruchtbar zu machen" sei, was auch
erfolgte. Das Erbgesundheitsgericht Kiel nahm „angeborenen
Schwachsinn

"
anundführte dann weiter aus:„SiehatdieVolksschu-

le... besucht. IhreLeistungensindmeistalsmangelhaftbezeichnet...

47 Die Beweiswürdigung ist aus Platz-
gründen gekürzt worden, soweit
Nebensächlichkeiten abgehandelt wurden.
Sie ist im Urteil weitumfangreicher.
48 LA5,Abt.358,Nr.2761.
4" RGBI19391, S. 529ff. § 1 Abs.1 die-
ses Gesetzes bestimmte: „Wer erbkrank
ist, kann durch chirurgischen Eingriff
unfruchtbar gemacht(sterilisiert) werden,
wennnach denErfahrungen der ärztlichen
Wissenschaft mit großer Wahrscheinlich-
keit zuerwarten ist,daß seine Nachkom-
men anschweren körperlichenoder gei-
stigenErbschäden leiden werden."
§ 1 Abs. 2 regelte weiter: „Erbkrank im
Sinne dieses Gesetzes ist, weraneiner der
folgenden Krankheitenleidet:
1.angeborenemSchwachsinn,
2. Schizophrenie,
3. zirkulärem (manisch-depressivem) Irre-
sein,
4. erblicher Fallsucht,
5. erblichem Veitstanz (Huntingtonsche
Chorea),
6. erblicher Blindheit,
7. erblicher Taubheit,
8. schwerer erblicherkörperlicherMißbil-
dung."
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Die bei einem Bauern im Kreis PlönbeschäftigteEhefrau hattemit einemserbischen Kriegsgefangenengeschlechtlich verkehrtund war
zueinerZuchthausstrafe voneinem JahrunddreiMonaten verurteilt worden.DerAkte ist nicht zu entnehmen, ob das„uneheliche Kind"
ausdem Verkehrmit dem Kriegsgefangenenstammte.
(LAS,Abt. 358, Nr. 6579)
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Sie hatsichauchmitKriegsgefangeneneingelassenundbefindet sich
deshalbz. Zt. in Untersuchungshaft."

Dem Sondergericht Kiel war dieser gerade sechs Tage alte
Beschluß beiFällung des Urteils am 18.Februar 1942bekannt.50

Demzufolge hätte das SondergerichtKiel — wennes schonselbst
keinneues Gutachtenüber die ZurechnungsfähigkeitderAngeklag-
tenA.hätte einholen wollen,was angesichts ihres „angeborenen
Schwachsinns"51 aber überflüssig gewesen wäre— zugunstender
AngeklagtenA.nichtnurverminderteZurechnungsfähigkeit (§5l Abs.
2 StGB)annehmendürfen, sondernhätte von deren voller Zurech-
nungsunfähigkeit(§5l Abs. 1StGB)ausgehenmüssen. DieAngeklagte
A.hättedamit für ihre „Taten" nichtbestraft werden dürfen. 52

Auchbeider AngeklagtenB.war demSondergerichtKielbekannt,
daß diese „aufGrundeines erbgesundheitlichen Verfahrens sterili-
siert" worden war. Dennochveranlaßte dies für die erkennenden
Richter keineKonsequenzen: Weder zogensie dieAkten des zustän-
digen Erbgesundheitsgerichts bei,noch wurde über die Zurech-
nungsfähigkeitderAngeklagtenB.ein Gutachteneingeholt. Auchbei
ihrunterstellte das SondergerichtohnekonkreteAnhaltspunkte ledig-
lichverminderteZurechnungsfähigkeit, so daß eineVerurteilungmög-
lichblieb.DieMitglieder desGerichts — Fuhst,Gruhl,von Jagow—
,die das Urteilgegendie AngeklagtenA.undB.zu verantwortenhat-
ten,und der amtierende Staatsanwalt Fürsen, der die Verurteilung
beantragt hatte,müssen als gut ausgebildeteunderfahrene Juristen
sich ihres Fehlverhaltens bewußt gewesensein. Sie machten sich
damit einer Rechtsbeugungschuldig.53

Insbesondere das Urteil vom 18.Februar 1942 gegendie Ange-
klagten A.undB. gibt zur FrageVeranlassung, warum die „Recht-
sprechung"des SondergerichtsKiel — bzw.aller Sondergerichtedes
DrittenReiches — nach 1945 keinergenerellen Überprüfung imHin-
blick auf das Vorliegeneiner Rechtsbeugungunterzogen wurde.Inso-
weit wurden inSchleswig-Holstein1959/1960 nur die Todesurteile
des SondergerichtsKiel untersucht.Dabei verneinte dieschleswig-
holsteinischeGeneralstaatsanwaltschaftdenTatbestand einerRechts-
beugung.54 DasUrteil vom 18.Februar 1942 gegen dieAngeklagten
A.und B. läßt aber vermuten,daß auch die übrigen Urteile des Son-
dergerichtsKielaufeineRechtsbeugunghinhättenanalysiert werden
müssen. Unterblieb dies etwanur deshalb, weil nach 1945 21 ehe-
malige StaatsanwälteundRichterdes SondergerichtsKiel wieder in
der schleswig-holsteinischen JustizKarriere gemachthatten?55

50 Die Akten des Sondergerichts Kiel
(LASAbt. 358,Nr. 2760-2764) enthalten
denBeschluß v. 12. Februar 1942.
51 An diese Stelle kann der zitierte
Beschluß des Erbgesundheitsgerichtes
nicht hinsichtlich der tatsächlich gegebe-
nenmedizinischenbzw. juristischen Sach-
verhaltekritisch diskutiert werden; unge-
achtet möglicher weiterer rechtswidriger
Aspektereichtaber schon dieGegenüber-
stellung der Entscheidungenvon Erbge-
sundheitsgericht undSondergericht aus,
umdieUnrechtmäßigkeit derVerurteilung
der Angeklagtenaufzuzeigen.
52 §5 1 Abs. 1 StGB lautete:,J2ine straf-
bare Handlung istnichtvorhanden, wenn
derTäter zurZeit derTat wegen Bewußt-
seinsstörungoder wegenGeistesschwäche
unfähigist, das Unerlaubte derTat einzu-
sehen odernach dieserEinsicht zuhan-
deln."
§ 51 Abs.2: „War die Fähigkeit,das Uner-
laubte derTat einzusehenoder nachdieser
Einsicht zuhandeln,zur Zeitder Tat aus
einemdieser Gründe erheblich vermin-
dert, sokann die Strafe nach den Vor-
schriften über die Bestrafung des Versu-
chesgemildert werden."
53 § 336 StGB (Rechtsbeugung) lautete:
„EinBeamteroderSchiedsrichter, welcher
sich bei der Leitung oderEntscheidung
einerRechtssache vorsätzlich zuGunsten
oderzumNachteile einerParteieiner Beu-
gung des Rechtes schuldig macht, wird
mit Zuchthausbis zufünf Jahren bestraft."
54 Vgl.Godau-Schüttke, a.a.0.,S. 102 f.
55 Ders.,a.a.0.,S. 129 ff.

4. Eine statistisch-
demographische
Analyse der
„Rechtsprechung"
des Sondergerichts
Kiel wegen
„verbotenen
Umgangs mit
Kriegsgefangenen"

Angesichts derschlechten Quellenlage56 sind erst für dieZeit nach
dem 1.Dezember 1941 Aussagenüber die in Schleswig-Holstein
befindlichen Kriegsgefangenenmöglich(vgl.Tabelle 1).Polnische
Kriegsgefangene gab eshier aber bereits 1939, nur ist derengenaue
Anzahl unbekannt.

Diemeisten Kriegsgefangenenstammten aus Frankreich. ImVer-
gleichhierzu war derpolnische Anteil gering. Dieslag darinbegrün-
det,daß eine größere, abernicht genaubekannte Zahl vonihnen in
den sogenanntenZivilstatus überführt wurde unddamit nicht mehr
als Kriegsgefangene galt. Italienische Kriegsgefangenegabes erst
ab Herbst 1943,nachdem Italien den Pakt mit dem DrittenReich
verlassenund sichmit den Westalliierten verbündet hatte.Die ras-

56 Vgl. R. Schwarz, Das Stammlager
XA,in: G.Hoch/R. Schwarz (Hg.),a.a.
O. S. 29 ff.
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4.1. Allgemeiner
Überblick 1940-1945

sischen Kriegsgefangenen machten die zweitstärkste Gruppe aus.
Dennoch — worauf noch einzugehensein wird — blieb die ver-
botene Kontaktaufnahme deutscher Staatsbürger zu ihnen die Aus-
nähme

AusTabelle 2(s.u.) wirddeutlich,daß von 1940 bis 1945 dasSon-
dergericht Kiel insgesamt2.574 Verfahrenverhandelte. Davonbetra-
fen 229Anklagen wegen„verbotenenUmgangsmitKriegsgefange-
nen",was 8,9 % ausmachte. DazumTeilmehrere Angeklagteabge-
urteilt wurden, ist deren Anzahl mit 267 (= 7,5%) höherals die der
Verfahren. DieTabelle verdeutlicht ebenfalls, daß mit zunehmender
Dauer des Kriegeseine steigende ZahlvonAngeklagten wegen„ver-
botenen Umgangsmit Kriegsgefangenen"vor dem SondergerichtKiel
standen.Darausist derSchluß zu ziehen,daß dieabschreckendeWir-
kungder hierin FragestehendenStrafvorschriftenimLaufe desKrie-
ges immer mehrnachließ.

Tabelle 3(s. Seite22) macht ersichtlich,wievieleFrauen wegen „ver-
botenen Umgangs mit Kriegsgefangenen"angeklagt waren.Von den
insgesamt 267 Angeklagten waren 229 (= 85,8 %) Frauen,der Män-
neranteilbetragnur 14,2 %. Bemerkenswert ist, daß 38 Ausländer
bzw.Ausländerinnen

—
diein derGesamtzahl der Angeklagtenent-

halten sind
— wegendiesesDeliktes vor dem SondergerichtKiel

standen.

Tabelle I.-
Auszug aus einer Tabelle bei Gerhard
Hoch/Rudolf Schwarz (Hrsg.), Ver-
schleppt zur Sklavenarbeit, Kriegsge-
fangeneund Zwangsarbeiterin Schles-
wig-Holstein, Alveslohe und Rends-
burg, 2.Aufl. 1988, S. 34.

Tabelle 2:
Zur Tätigkeit des Schleswig-Holsteini-
schen Sondergerichts;Delikt: Verbote-
ner Umgang mitKriegsgefangenen
Die Daten der folgenden Tabellen und
Grafiken sind aus den Akten des
Schleswig-Holsteinischen Sonderge-
richts, Abt. 358.
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Polen Franzosen Bei; ier
01.12.1941 5.275 12% 22.612 53% 2.771 6%
01.12.1942 431 1% 21.442 54% 2.636 7%
01.12.1943 494 1% 24.043 "36% 3.080 5%
01.12.1944 1.024 2% 23.279 42% 2.965 5%

Südost-Gef. Sowjietbtti ;er Italiener ■esamt
01.12.1941 6.218 15% 5.995 14% 0% 42.871
01.12.1942 4.368 11% 10.809 27% 0% 39.686
01.12.1943 4.782 7% 13.704 20% 21.485 32% 67.588
01.12.1944 4.429 8% 21.202 39% 2.009 4% 54.908

Verfahren Ani;ekla;
Jahr Haui itverf. ;ekla: (Anteil an) (Anteilan)

1940 185 215 2,7% 2,3%
1941 338 452 12 3,6% 14 3,1%
1942 632 887 45 7,1% 57 6,4%
1943 628 870 63 10,0% 70 8,0%
1944 882 78 12,8% 95 10,8%
1945 182 255 26 14,3% 26 10,2%

Ins: ;esamt 2574 3561 229 8,9% 267 7,5%



Aus Tabelle4 (s. Seite 23)ist zuersehen,welcherNationalität der
jeweiligeKriegsgefangeneangehörte,zudemKontaktaufgenommen
worden war. Selbst wenn die Angeklagtenzu mehreren Kriegsge-
fangenen derselbenNationalitätBeziehungengeknüpft hatte, ist die
jeweiligeNationalität indieser Tabellenur einmal verzeichnet wor-
den. Andererseits ist in mehrerenFällendieNationalität der Kriegs-
gefangenennicht zu ermitteln.

Obwohl sich inSchleswig-Holsteinam1. Dezember 1942 10.809
und am1.Dezember 1943 13.704rassischeKriegsgefangene zwangs-
weise aufhieltenunddamit das zweitgrößteKontingent ausmachten,
blieben sie nahezu isoliert.1942 und1943 war jeweilsnur einmalzu
rassischen KriegsgefangenenKontaktaufgenommen worden,wobei
keine Frau,sondern deutsche Männer angeklagt waren: EinArbeiter
hatterassischen KriegsgefangenenZigaretten geschenkt,währendder
andereAngeklagte denKriegsgefangenennach dessenHerkunftsort
befragthatte.57

Warum die russischenKriegsgefangenen isoliertblieben,ist nicht
näher untersucht worden.Es ist aber zu vermuten,daß die national-
sozialistischePropaganda— welcheinsbesondereJudenundRussen57 LAS,Abt. 358,Nr.2419, 6154.

Tabelle S.-
Delikt: Verbotener Umgang mit
Kriegsgefangenen
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Anirekla: Frauen Männer Ausländer/innen
Jahr (Anteilan) (Anteilan) (Anteilan)

1940 40,0% 60,0% 20,0%
1941 14 13 92,9% 7,1% 0,0%
1942 57 45 78,9% 12 21,1% 15,8%
1943 70 62 88,6% 11,4% 16 22,9%
1944 95 81 85,3% 14 14,7% 11 11,6%
1945 26 100% 0,0% 3,8%

Ins;;es. 267 229 85,8% 38 14,2% 38 14,2%



als „Untermenschen"und „Ungeziefer" diffamierte — auf die deut-
sche Bevölkerungnicht ohneWirkung geblieben war,die folglich zu
denRussenDistanzhielt.

Tabelle 4:
Nationalität der Kriegsgefangenen

4.2. Das Jahr 1943DasJahr 1943 istunter mehrerenGesichtspunktenexemplarisch einer
genauerenAnalyseunterzogen worden:61%derAngeklagten waren
auf dem Lande inder Landwirtschaft beschäftigt.Der Arbeitsplatz
in derFabrik botoffensichtlich also weniger Möglichkeiten,mit
KriegsgefangenenKontakt aufzunehmen. Die 1943angeklagtenFrau-
enhattenein durchschnittliches Alter von 27 Jahren, wobei mehr als
die Hälfte von ihnen (57 %) verheiratet waren.58

Inwelcher Form dieAngeklagten „verbotenenUmgangmit Kriegs-
gefangenen"gepflegthatten,kann aus den jeweiligenUrteilsgriinden
entnommenwerden.Dabei zeichneten sichdrei Kategorien des „Tat"-
Typs ab: vollzogener Geschlechtsverkehr,derAustausch von Zärt-
lichkeiten undeinfachere Freundlichkeiten. 1943 verurteilte dasSon-
dergerichtKiel 47 Frauen,dieein- odermehrmal mitKriegsgefange-
nen geschlechtlich verkehrt hatten.Weitere acht FrauenhattenZärt-
lichkeiten mit dem jeweiligenKriegsgefangenen ausgetauscht.Die
übrigen vierFrauen hatten freundschaftliche Kontakte zum jeweili-
genKriegsgefangenen unterhalten,wobeiin denUrteilender Begriff
„Solidarität"keineVerwendung fand.59

Anzumerkenbleibt,daß die 1943 angeklagten achtMänner sich
lediglich freundschaftlich/solidarischgegenüber denKriegsgefange-
nen verhaltenhatten.Homosexuelle Beziehungensind nichtakten-
kundig geworden, was darauf zurückzuführen seinmag,daß homo-
sexuelleMännerkeinem justizförmigenVerfahren überstellt, sondern
sogleich in einKonzentrationslagereingewiesen wurden.

5H Demgegenüber lagdas Durchschnitts-
alterderangeklagtenMännerbei 34 Jah-
ren."

1943 waren 62 Frauen angeklagt,
wobei jedocheinFreisprucherfolgte.Von
zwei Verfahren sind die Akten verloren
gegangen.Essind daher die Daten von59
Frauenberücksichtigt worden.
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Polen Franzosen Bei; ler Serben

Jahr
1940 100,0% 0,0% 0,0% 0,0%
1941 46,2% 53,8% 0,0% 0,0%

1942 10 17,5% 39 68,4% 10,5% 0,0%
1943 5,9% 49 72,1% 10 14,7% 5,9%
1944 2,4% 52 61,9% 12 14,3% 14 16,7%
1945 4,0% 17 68,0% 12,0% 12,0%

Ins;;es. 28 11,1% 164 65,1% 31 12,3% 21 8,3%

Jahr
1940 0,0% 0,0% 0,0%
1941 0,0% 0,0% 0,0% 13
1942 0,0% 1,8% 1,8% 57
1943 0,0% 1,5% 0,0%
1944 2,4% 0,0% 2,4%
1945 4,0% 0,0% 0,0% 25

Ins:;es. 1,2% 0,8% 1,2% 252



4.3. Das Strafmaß
wegen „verbotenen
Umgangs mit
Kriegsgefangenen"

Vonden 267 AngeklagtenindenJahren 1940bis 1945 (vgl.Tabelle 3)
sprach das SondergerichtKielfünf Angeklagtemangels Beweises frei.
Gegen vier Angeklagte verhängte esGeldstrafen,und dierestlichen
258 Angeklagten wurdenzumehrmonatigenGefängnis- oder mehr-
jährigenZuchthausstrafen verurteilt. Generell kann — bezogenauf
alle Angeklagten— folgendes festgestellt werden:DasSondergericht
Kiel verhängte beifreundschaftlichem Verhalten undAustausch von
ZärtlichkeiteneineGefängnisstrafe vonbis zu zwei Jahren undbei
ein- oder mehrmaligem Geschlechtsverkehr eine Zuchthausstrafe
vonbiszu vier Jahren.Differenziertere Kategorisierangen sind nicht
möglich,da strafmildernde oder strafverschärfende Gründe viel-
schichtigerArt warenund injedemVerfahrenunterschiedlichbewer-
tet wurden.

Soweitpolnische Staatsangehörigevor demSondergericht Kiel
wegen„verbotenenUmgangsmit Kriegsgefangenen"angeklagt wor-
den waren,drohteihnenaufgrundderbereitserwähnten „Verordnung
über dieStrafrechtspflege gegenPolenundJuden

"
vom4.Dezember

1941 „Straflager" oder sogar „verschärftes Straflager". Dabeifiel
die Strafe beipolnischen Angeklagten höheraus als bei deutschen,
selbst wenn die „Taten"aufähnlicheWeisebegangen worden waren.60

Die zwölfpolnischen Angeklagten des Zeitraumes 1940bis 1945 —
darunter sechs Frauen— wurden durchschnittlich zudreiJahren ver-
schärften Straflagers verurteilt.GegendiezwölffranzösischenAnge-
klagtenimselben Zeitraum wurdeimMittel,,nur"1 Jahrund8Mona-
te Zuchthaus verhängt.Unberücksichtigt blieben die wegenweiterer
Delikte verurteiltenKriegsgefangenen.Beidendeutschen Angeklag-
tenkann folgende Tendenz festgestellt werden: 1940und1941 betrug
das durchschnittliche Strafmaß 2,4Jahre Zuchthaus,wobei nurZucht-
hausstrafen ausgewertet wurden. 1942 und 1943 wurden durch-
schnittlich 2 Jahre Zuchthaus verhängt. 1944 warenes 1,7 Jahre und
1945 1,9Jahre Zuchthaus.

Hierauf fußend kann folgende Feststellungnotiert werden:Mit
zunehmenderKriegsdauer und steigender Zahl wegen „verbotenen
Umgangsmit Kriegsgefangenen"Angeklagter wurden vom Sonder-
gericht Kielniedrigere Strafen verhängt.Die Gründe hierfür bleiben
unbekannt.

" Vgl.LAS,Abt.358,Nr. 5511,5515.
5522,5769,6460,6503.'

5. Schluß-
betrachtung

AlleUrteiledesSondergerichtsKiel„wegenverbotenenUmgangsmit
Kriegsgefangenen"betrafen zwischenmenschlicheBeziehungen, die
oftmalsganz intimer Natur waren.Schon angesichts dieses Umstan-
des hätteeineVerurteilungnicht erfolgen dürfen, wennnämlich auf
denStrafzweck der hier inRede stehendenVerordnungenabgestellt
worden wäre.Diesen hatte dasReichsjustizministerium noch imMärz
1943 wie folgt festgelegt: „dieVerhütung undBekämpfungeiner Spio-
nage-,Sabotage- undFluchtgefahrder in Deutschland weilenden
Kriegsgefangenen.

"
6I Die vom SondergerichtKiel verurteiltenFrau-

enhatten zwar gegendenbloßen Wortlaut beider Verordnungen ver-
stoßen, nicht jedochgegenderen Strafzweck,dennkeinedieserFrau-
en hatte imRahmenihrer Beziehungen darüber hinausnoch spioniert
oder Sabotagebegangen.Nur wenigeFrauenhatten demKriegsge-
fangenenkonkret zurFlucht verholfen.

Das Reichsjustizministerium führte imMärz 1943 weiter aus:
„Danebenbezweckt das Gesetz [gemeint sind diehier inFrage ste-"! Boberach,a. a.O.,S. 87.
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hendenVerordnungen] die AhndungderEhr- und Würdelosigkeit
deutscherVolksgenossen, die durchden UmgangmitKriegsgefange-
nen — dieunsere Feinde sind— sichanihrem VolkundVaterlandver-
gehen."62 AuchunterZugrundelegungdiesesnationalsozialistisch/völ-
kischen„Nebenstrafziels",das sichnur innichtssagenden und pathe-
tischenFloskelnerschöpfte,hätte dieVerurteilung nichtausgespro-
chen werdendürfen. Eine Verurteilung — aufobigen Strafzweck
gestützt — hätte zwangsläufig erfordert,daß dasMotivder „Tat"hin-
terfragt worden wäre. DieseMotivsuche aber unterließ das Sonder-
gerichtKielinallerRegel.Damithätte unter Beachtung juristischer
Denkgesetzegarkeine ,Ehr-undWürdelosigkeit" — auchnachnatio-
nalsozialistischemSprachgebrauch— bejaht werdendürfen.

Zufragenbleibt also,worin dereigentliche Grandlag, die „Taten"
der Frauen unter Strafe zustellen.Moralische Aspekte hattendie
Nationalsozialisteninsoweit nicht in ihreErwägungen einbezogen,
wennauch der GeschlechtsverkehreinerverheiratetenFraumit einem
Kriegsgefangenenmenschlich und moralischals Fehlverhaltenange-
sehen werdenkonnte. Die hier inRedestehendenVerordnungensoll-
teninWahrheit dienationalsozialistische Rassenpolitik mitabsichern:
Diesesetztenämlich unabdingbarvoraus,daß intimeBeziehungenzu
Ausländerngrundsätzlich zu verbieten waren, es sei denn,„arische"
Gesichtspunkteließen diese vertretbar erscheinen.

Die vom Sondergericht Kiel verurteilten Frauen haben sich über
diese Rassenpolitik hinweggesetztund ihre Gefühle und Wünsche
nicht danachausgerichtet. IhrHandeln war zwar kein Widerstand
gegen den NS-Staat; indem die verurteilten Frauen jedoch inKauf
nahmen,durchihr Handelngegenrassistische Gesetze zu verstoßen,
artikuliertensiebewußt oder unbewußt gleichzeitig ihrenWidersprach
gegendie nationalsozialistischeGesellschaft undPolitik.

DieFrage, warumdiese FrauendieNS-Justiz nachdem Krieg nicht
öffentlichangeprangerthaben, bedürfte einer gesonderten Untersu-
chung.Folgende Gründe mögenhierfür aberursächlichgewesensein:
Sowohl vor alsauch nach1945billigten große Teile derdeutschen
Bevölkerunggrundsätzlich die strafrechtliche Verfolgung des „ver-
botenenUmgangsmit Kriegsgefangenen". Diese Einstellungkonnte
den verurteiltenFrauen nicht verborgen gebliebensein. Selbst wenn
sie also — quasi zur Rechtfertigung ihres Tuns

— ihre früheren
Gefühle undBeweggründe, die ihreBeziehungen zum jeweiligen
Kriegsgefangenen mit beeinflußt hatten,offenbart unddamit ihr
Schamgefühl hintangestellt hätten, wäre ihnendennochkeinPardon
gegebenworden.Fünfzig JahrenachderKapitulationsoll dieserAuf-
satz dazubeitragen, die vom SondergerichtKiel verurteiltenFrauen
menschlich zu rehabilitieren und ihnendenMakel einer Straftäterin
zunehmen.

62 Boberach,a.a.0.,S. 87.
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